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LAK oder RCDS, im Zweifelsfall setzen die JUSOS gegen links

Die Landesastenkonferenz Niedersachsen (LAK) ist ein Zusammenschluß von ASten verschiedener Universitäten und Fachhochschulen. Sie versteht sich als Forum für Diskussionen und als Organisationsstelle für diese ASten. Sie bezieht gelegentlich auch zu hochschulpolitischen Themen gegenüber der Presse und der Landesregierung Stellung (siehe abgedruckte Resolution zu der geplanten Einführung von Studiengebühren), versteht sich aber nur bedingt als Interessenvertretung der niedersächsischen Studierenden. Dies hat die Gründe, daß erstens die Meinungen der Studierenden weit auseinandergehen, "eine studentische Meinung" also gar nicht existiert, und daß zweitens die LAK eine demokratische und juristische Legitimation zu einer solchen Vertretung nicht als gegeben sieht und auch gar nicht anstrebt. Es gibt aber zum Beispiel eine AG zur Neufassung des Niedersächsischen Hochschulgesetzes, die ihre Aufgaben mehr in der Informationsarbeit und der Diskussion sieht, als in der Interessenvertretung. Wenn diese AG eine Position erarbeitet, wird sie sicherlich auch öffentlich vertreten, aber eben nicht als Position der niedersächsischen Studierenden, sondern als Position der LAK.

Schlägt mensch hingegen die neue AStA-Zeitung auf, so ergibt sich dort ein etwas anderes Bild. Unter der Überschrift "Neues von der LAK: versumpft, verkrustet, vergessen" setzt sich der Juso-HoPo-Referent Björn Harich mit der LAK auseinander. Hintergrund bildet das Verhältnis der LAK zum Ring Christlich Demokratischer Studenten (RCDS). 

Der RCDS ist als Studierendenverband der CDU bundesweit organisiert und an den meisten Universitäten durch Ortsgruppen vertreten. Da er für viele seiner Mitglieder in erster Linie als Karrieresprungbrett in Berufs- oder Parteilaufbahn dient (als prominentes Beispiel sei hier der ehemalige Osnabrücker RCDSler Christian Wulff genannt) verwundert es nicht, wenn eine kritische Auseinandersetzung mit hochschul- und gesellschaftspolitischen Entwicklungen eher selten stattfindet oder gar explizit abgelehnt werden (Zitat aus dem letzten Wahlkampf: "Das Studentenparlament ist kein Mini-Bundestag wie es sich einige andere Gruppierungen wünschen, die das allgemeinpolitische Mandat fordern. Hier geht es nur um studentenspezifische Probleme..." und weiter: "So gelang es uns 1996, das Referat für Antifaschismus abzuschaffen. In Zeiten immer knapper werdender Finanzmittel muß auch der AStA der Uni Osnabrück ein Zeichen der Sparsamkeit setzen."). Das bedeutet natürlich nicht, daß der RCDS unpolitisch oder politisch neutral wäre. Vielmehr stellt er die herrschenden Verhältnisse als normal dar und stützt sie dadurch. Auch das ist eine politische Aussage.

In Osnabrück beschränken sich die Aktivitäten des RCDS im wesentlichen auf ein Anbiedern an die Hochschulleitung und eine Unterstützung von deren marktliberalen Umstrukturierungsplänen. Dies ist sicher nicht sehr hilfreich, wenn es darum geht solche Prozesse zu hinterfragen, nimmt sich aber harmlos aus im Vergleich zu den Aktivitäten, die er an anderen Unis entfaltet. Immer wieder kommt es vor, daß Studierendenvertretungen wegen politischer Stellungnahme von RCDSlern verklagt werden. Ein weiterer Punkt, ist die in vielen Orten enge personelle Verstrickung mit offen frauenfeindlich und rechtslastig auftretenden studentischen Verbindungen. Diese Hintergründe haben dazu geführt, daß die LAK vor einigen Jahren den grundsätzlichen Beschluß faßte (im übrigen mit Zustimmung von Juso-ASten), nicht mit dem RCDS oder ASten an denen er beteiligt ist, zusammenzuarbeiten. Die LAK hält die nicht-herrschaftsktitische, zum Teil frauenfeindliche Position und die Klagen gegen die Ausübung des allgemeinpolitischen Mandats für eine inakzeptable Grundlage für eine Zusammenarbeit. Die Vertretung solcher Positionen würde die Diskussion und die Arbeit innerhalb der LAK lähmen, denn wie soll mensch ein politisches Thema diskutieren, wenn damit gerechnet werden kann, daß eine Stellungnahme dazu zu einer Klage führt?

Infolge dieses Beschlusses (der im übrigen nach langer und kontroverser Diskussion im Konsens getroffen wurde) bleibt der AStA der Universität Osnabrück wie in den vergangenen beiden Jahren von den Treffen der LAK ausgeschlossen. Daß sich der Juso-HoPo-Referent jetzt über dieses Vorgehen beklagt, wirkt ein bißchen merkwürdig, besonders vor dem Hintergrund, daß es die Jusos waren, die sich bei der Wahl gegen einen linken AStA für einen AStA mit RCDS-Beteiligung entschieden (oder wie er es ausdrückt "ein Minderheitenasta aus Jusos, Unitopia und GAL, in dem es nur noch zwei Unabhängige aus der Fraktion RCDS/Unabhängige gibt"). Wenn er dann im Anschluß vorschlägt, die LAK aufzugeben, so scheint dies eher dem Unwillen zu entspringen, sich mit den Konsequenzen des eigenen Handelns auseinanderzusetzen, oder ist es schon eine Annäherung an den neuen Koalitionspartner? 

Denn natürlich ist die LAK weiterhin handlungsfähig und verfügt über die Unterstützung der meisten ASten in Niedersachsen. Der Ausschluß einzelner Unis ist nicht gegen deren Studierende gerichtet sondern ein notwendiger Schritt, um die Arbeitsfähigkeit der LAK zu erhalten. Und auch die Osnabrücker Studierendenschaft ist nicht vollständig außen vor, denn als 100%-RCDS-freier alternativer Studierendenausschuß wird der BASTA versuchen, den notwendigen Austausch mit der LAK aufrecht zu halten. Vielleicht ergibt sich ja nach der nächsten Wahl die Möglichkeit, daß Osnabrück auch wieder regulär dabei sein kann.

Eva & Ulf

Alles Studiengebühren oder was?

Also doch: Wer SPD gewählt hat, hat Einschreibegebühren gewählt / Warum Studierende nicht zur Neuen Mitte gehören.

Der niedersächsische Landeshaushalt ist verpfuscht, soviel steht fest. Wieder einmal stand die SPD-Landesregierung also vor der Frage, woher noch mehr Geld bekommen?

Die Partei der Neuen Mitte (einst Sozialdemokraten) hat natürlich gleich diejenigen ausgemacht, die noch am ehesten in der Lage sind, den Haushalt zu sanieren: Kinder, Kranke, Blinde, Studierende...

Daher sollen jetzt die gesetzlichen Standards für Kindertagesstätten abgeschafft, beim Landesblindengeld, bei Beihilfen für Krankheitskosten bei PolizistInnen gekürzt und sogenannte “Einschreibegebühren” für Studierende eingeführt werden. Ab nächsten Jahr sollen dann alle Studierenden 200 DM im Jahr in den Landeshaushalt einzahlen (müssen).

Noch vor wenigen Monaten wollte die SPD im Bundesrat die Verabschiedung des neuen Hochschulrahmengesetzes verhindern und wollte damit ein verbindliches Verbot von Studiengebühren erreichen. Eigentlich ist das ja sehr begrüßenswert, allerdings ging es der SPD damals offenbar nur um den Namen... “Studiengebühr” klingt so unfreundlich... “Einschreibegebühr” klingt doch gleich viel freundlicher. Aber immerhin... Der neue Name suggeriert zumindest nicht mehr, das Geld würde für auch Studierende verwandt. Dem ist nämlich auch nicht so: Es handelt sich schlicht um eine Sonderabgabe für Studierende, welche dem Landeshaushalt entlasten soll. Die Hochschulen sehen von dem Geld garantiert nichts, ihre Mittel werden nicht erhöht.

“In Zeiten leerer Kassen ist so etwas erlaubt”, mag die/der eine oder andere denken. Es ist aber absolute Illusion, zu glauben, eines schönen Tages wären die Kassen nicht leer. Die Frage lautet hier, mit wessen Geld mensch sie füllt. An Studierenden wurde wirklich schon genug gespart. So ist es eine Tatsache, daß gerade noch vier Prozent der Studierenden volles BAföG erhalten. Anfang der 70 Jahre waren das noch 17,4%.

Für eineN StudentIn mit BAföG-Förderungsdurchnitt bedeutet die neue Einschreibegebühr, das ihr/ihm fast 3% der Förderung wieder abgezogen werden! Und das, obwohl mensch von den 620 Mark (derzeitiger Förderungsdurchschnitt) sowieso nicht leben kann.

Bisher konnte die Landesregierung die Verantwortung für ihre Finanzmiseren immer auf die Bundesregierung abschieben... Die alte, versteht sich. Zukünftig wird sie sich wohl andere Begründungen einfallen lassen müssen.

Und wir Studis? Vor einem Jahr sind wir gemeinsam auf die Straße gegangen, u.a. um für eine Verbesserung der Studienbedingungen einzutreten. Gebracht hat es nicht viel. Jetzt sind wir unmittelbar durch eine der Verschlechterung der Studienbedingungen bedroht. Der Einstieg in das Bezahlstudium wird damit begonnen. Wenn der Anfang erst einmal gemacht ist, wird es auch nicht bei 100 DM pro Semester bleiben. Jetzt müssen die Studierenden zeigen, ob sie es wirklich ernst meinen: Kann mensch alles mit uns machen oder wollen wir uns wehren? Dabei sollten wir die anderen betroffenen Gruppen keinesfalls vergessen und klar machen: Wer an denen spart, die wenig haben um die “Neue Mitte” zu schonen, handelt unsozial. Wer wie Gerhard Schröder die “Republik der Neuen Mitte” ausruft, verhöhnt diejenigen, die nicht zu seiner Mitte gehören. Laßt uns zeigen, daß sich nicht nur UnternehmerInnenverbände wehren können. Wir wollen keine Politik zu Lasten der Schwächeren mehr. Kinder, Kranke, Blinde und Studierende gehören gefördert (BAföG) und nicht geschröpft.

Frank, grüne Hochschulgruppe

Auf einem internationalen Treffen von Studierendenorganisationen in Italien im Sommer 1998 wurde eine gemeinsame Aktionswoche für den November 1998 geplant: 

EUROPEAN WEEK OF MOBILISATION
NOVEMBER 16 – 20, 1998

Höhepunkt dieser Woche wird die am Freitag in Paris stattfindende Pressekonferenz sein, an der internationale Studierendenorganisationen beteiligt sein werden. Es folgt nun der Wortlaut des in Italien entstandenen Beschlusses, eine internationale Plattform für studentische Kooperation einzurichten und diese Woche als Auftakt dafür zu organisieren. Unterzeichnet wurde dieses Papier unter anderem vom freien Zusammenschluß von Studierendenschaften (fzs).

As important decisions are more and more taken at an international level, the organisations signing this paper have decided to set up an international platform of student cooperation. The european week of mobilisation from the 16th to the 20th of november 1998 is meant as the first step to organise ourselves to propose an alternative to the current policy.

The current process of european unification is limited to financial and monetary issues with economic criteria, which leave little space to governments to develop a satisfying social and education policy. We think this process cannot be continued without a more active participation of the people. The enthusiasm of the governments hides the  tragedy of twenty million unemployed, among them a large number of young people, who are pushed to the margins of  a  society richer than ever.

The answers of the governments to this problems are: flexibility, lower corporate contributions for social benefits and cuts to the welfare state. Moreover the real needs of the people are not taken into account, like social security and education. We think that education should be considered as one important instrument to fight unemployment. Under the pressure of the industries educational systems are being transformed: according to this logic education only has to fulfill the function of supplying the labour market producing "qualified  workers". So students are seen no longer as independent persons, but as "human resources".

Consequences of cuts in social budgets are an increasing youth delinquency, social marginalisation and the rise of racism. In our opinion education is the necessary condition in developing critical mindset, to be able to take part actively in a democratic society. Institutions of education, schools and universities, should be a public space of emancipation and of free development of individuals. An important function of these institutions should be to help finding solutions for the social, economic and ecological problems of mankind. Education should be recognized as a priority for Europe.

As students' unions we demand:

· a free access to education without any social and material selection, also for foreigners

· a complete democratization of all institutions of higher education including the participation of all factions of society and an equal representation of students

· a sufficient financial support to students which gives the possibility to be independent of precarious jobs or their families

· an education policy which gives equivalence between diplomas and master degrees and allows student mobility as well as scientific exchanges, rather than competition between researchers

· an increase on investment on public education from both national governments and the European Union

· the institutional recognition of students' organisations 

· that education should be updated and student-centered, which means that teachers/lecturers should get the possibility to upgrade both subject-knowledge and pedagogical skills

(Weitere Informationen findet Ihr im Internet:
www.students-in-action.bbk.org)

Tagung an der Universität Osnabrück am 27./28. November

“Das Osnabrücker Umweltmanagement-Modell für Hochschulen”

Die Tagung stellt im wesentlichen die Aktivitäten des Projektes »Stoff- und Energieflußanalyse einer Universität - Entwicklung eines Umweltmanagementsystems für Hochschulen am Beispiel der Universität Osnabrück« vor, welches von November 1995 bis Dezember 1998 an unserer Uni durchgeführt wurde/wird. Ziel des Projektes ist es, die Umweltbelastungen der Hochschule zu senken und zu einer “nachhaltigen” Universität zu gelangen.

Im Verlauf der Tagung, welche sich an interessierte Hochschulangehörige (also auch Studierende) richtet, werden die Ergebnisse des Projektes genauso wie Umweltprojekte anderer Hochschulen vorgestellt. In Arbeitsgruppen wird über Projekte, Ziele und Erfahrungen diskutiert und außerdem gibt es interessante Exkursionen.

Wer an der Tagung teilnehmen will, sollte sich unbedingt vorher anmelden. Weitere Informationen und das Anmeldeformular gibt es unter: http://www.usf.uos.de/projects/sue/projekt/tagung/
Impressum: Das BASTA-Bulletin wird herausgegeben von: BASTA, dem alternativen Studierendenausschuß der Liste Regenbogen. Auflage: 300 Exemplare, �Kontakt: Alte Münze 12, 49074 Osnabrück, �Intenet: http://basta.home.pages.de, �e-mail: trichter@uos.de. 


Der BASTA ist ein Zusammenschluß der Hochschulgruppen „HONK“, „Verlorene Kinder“, „Grüne Hochschulgruppe“, „ForscheFrauen“ und „Kleine Strolche“. Treffen: Mittwochs, 15.00 Uhr im Café Mano Negra, Alte Münze 12





(Forts. von Verhungern oder Erfrieren)


gleich. Die zahlen letztlich die Zeche dieser Abkocherei, die Schröder und Co. Ökosteuer nennen.


Halt, ruft da der smarte Jürgen Trittin, ehemaliger Linker und jetzt Bundesumweltminister: Die Steuer soll die Leute schließlich dazu bewegen, ihr Verhalten zu ändern, sprich weniger zu verbrauchen. Wer weniger verbraucht, schon die Umwelt und seinen Geldbeutel. Seine Ausgaben bleiben so, theoretisch betrachtet, gleich hoch. Wie aber soll bitteschön die 70-jährige Rentnerin mit 900 DM Rente im Monat noch an der Energie sparen? Drehen Sie doch einfach die Heizung um ein Grad nach unten, sagt da der Energiespartip der Stadtwerke. Ob sie bei 16 oder 15 Grad Celsius frieren ist doch egal.


Die Ökosteuer soll die Verbrauchsgewohnheiten der Menschen ändern. Wer aber nicht genug Geld hat, sich eine Garnitur nagelneuer energiesparenden Kühlschränke, Staubsauger, Fernseher, Heizkassel und dergleichen mehr zu kaufen, der hat keine Wahl. Eine Änderung seiner Verbrauchsgewohnheiten ist kaum möglich. Er zahlt, wird bedingungslos geschröpft und zum Schluß noch verspottet: Wer nicht hören will, muß fühlen. Wer nicht frieren will, soll zahlen.


Und für die Studierenden in Niedersachsen holt die SPD, als Bonbon sozusagen, noch die Studiengebühr aus dem Sack. Nur heißt die in Schröder/Glogowski-Land Einschreibegebühr. Ob die Studiengebühren ebenso wie die Ökosteuer jährlich um den gleichen Satz steigen soll, ist noch nicht raus. Fragen sie doch einfach mal ihren Juso-AStA, vielleicht weiß der mehr!


PeSO





Verhungern oder �Erfrieren


Die neue Bundesregierung macht ernst - mit der Energiesteuer. Für eine gute Sache müssen schließlich alle Opfer bringen. Und die Energiesteuer soll alle dazu bewegen, weniger Energie zu verbrauchen, weniger Abgase zu erzeugen, Ressourcen schonen, Umwelt lebenswert erhalten usw.


Sollen wirklich alle sparen? Nein, die Industrie natürlich nicht, denn der könnte es ja ihre Wettbewerbsfähigkeit oder sonstwas kosten, und da macht der Autokanzler (Arbeit, Arbeit, Arbeit) nicht mit. Die Abgeordneten des Bundestages auch nicht, die erhalten zum Ausgleich ab dem 1. 1. 1999 erst einmal satte 525 DM monatlich mehr an Diäten. Was dem neuen Bundestagspräsidenten Thierse von der SPD immer noch nicht genug ist. Schließlich muß der Vorzeigeossi der SPD mit schlappen 32 000 DM im Monat ein mehr als karges Leben fristen.


Also die Industrie und die Abgeordneten zahlen und sparen schon mal nicht. Die anderen werden mit Pfennigbeträgen zur Kasse gebeten, die sich über's Jahr ganz schön summieren werden. 2 Pfennig die Kilowattstunde Strom, ca. 3 Pfennig der cm Erdgas, 4 Pfennig für den Liter Heizöl und 6 Pfennig für den Liter Sprit. Obendrauf kommen noch mal 16% Mehrwertsteuer. Die sind zwar nur für's reine Abkassieren und überhaupt nicht Öko, aber Geld stinkt nicht, sagen Oskar und Jürgen. Für die, die z. Z. das Glück (??) haben, ihre Arbeitskraft gegen entsprechendes Salär einem sogenannten Arbeitgeber verkaufen zu können, soll es als Ausgleich eine Senkung der Beiträge zur Rentenversicherung geben. Natürlich gibt es die auch für die Industrie, die eh nicht sparen muß.


Die anderen jedoch, Menschen, die von staatlichen Leistungen wie Rente, Arbeitslosengeld, Bafög etc. leben müssen, für die gibt es keinen Aus-�(Fortsetzung Seite 4)





Resolution der LandesAStenKonferenz (LAK)�Niedersachsen vom 11.11.98


Die Landesastenkonferenz Niedersachsen (LAK) fordert den Niedersächsischen Landtag auf, dem Entwurf für den Doppelhaushalt, wie ihn die Landesregierung einbringen will, nicht zuzustimmen.


Wir wehren uns gegen die vorgesehene Einführung von Studiengebühren unter dem Decknamen "Einschreibegebühren" und auch in gleicher Vehemenz gegen die vom Kabinett vorgesehenen unsozialen Sparmaßnahmen im Bereich der Kindergärten und Jugendheime, im Blindengeld, im kulturellen Bereich und den anderen Gebieten.


Die Landesregierung unter dem neuen Ministerpräsidenten Glogowski möchte die Personal- und Sachkosten der Immatrikulationsämter, der Prüfungsämter, der akademischen Auslandsämter, der Einrichtungen der Studien- und Studierendenberatung, die Praktikantenämter sowie der staatlichen Prüfungsämter durch die "Einschreibegebühren" finanzieren. Dazu sollen pro StudentIn und Semester zusätzlich zu den schon zu entrichtenden Semesterbeiträgen (zwischen 50 und 160 DM) noch 100 DM überweisen werden.


Wer Studiengebühren einführen will, muß sie auch so nennen! Die Landesregierung möchte die Studiengebühren nutzen, um das Haushaltsloch zu verkleinern. Dies aber ist eine politische Entscheidung, welche das Ziel der Haushaltssanierung auf dem Rücken der Studierenden und anderen sozial Schwachen verfolgt.


Der Staat verabschiedet sich durch die Studiengebühren immer mehr von seiner Aufgabe, Bildung für alle sozialen Schichten zu gewährleisten. Studiengebühren sind immer unsozial, besonders hinsichtlich der sich in den letzten Jahren kontinuierlich verschlechternden sozialen Lage der Studierenden.


Diese Maßnahmen stellen einen deutlichen WählerInnenbetrug dar. Während die SPD in der neuen Bundesregierung in einem neuen Hochschulrahmengesetz die Erhebung von Studiengebühren ausschließen (Koalitionsvertrag) will, will die gleiche Partei in Niedersachsen genau diese einführen. Erstaunlich hierbei ist, daß Edelgard Bulmahn als Bundesbildungsministerin Studiengebühren bundesweit verhindern will und dabei als SPD-Landesvorsitzende in Niedersachsen dem Treiben Glogowskis tatenlos zuschaut.





Studiengebühren – Hochschuleingangsprüfungen – „leistungsorientierte“ Mittelzuweisung – Hochschulmanagement


Die momentanen Umstrukturierungsmaßnahmen als Einführung von Marktstrategien? – Welche Auswirkungen hat dies auf das Studium und die gesellschaftliche Aufgabenstellung der Hochschulen?


Impulsreferat und Diskussion, Di 24-XI-98, 2000 Uhr, Raum 212 (Schloß), Veranstalter: AK politische Zusammenhänge














_960736840.doc
[image: image1.png]2BASTA-Bulletin

A mitteilungsblatt der liste regenbogen an der uni osnabriick







